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Zusammenfassung 

Im Beitrag wird eine Fallanalyse entwickelt, die sich mit der Situation einer Klientin der 
Erwachsenenvertretung beschäftigt. Aufgrund von Freiheitsberaubung einer Betreue-
rin in einer Wohneinrichtung der Kinder- und Jugendhilfe befindet sich die Klientin seit 
fünf Jahren in der forensischen Abteilung einer Psychiatrie. Auf Basis diverser zur Ver-
fügung stehender Gutachten, Berichte und Dokumentationen, welche von HelferInnen 
verschiedenster Professionen erstellt wurden, und mit Rekurs auf zwei sozialdiagnos-
tische Verfahren – der Netzwerkkarte und dem Biografischen Zeitbalken – werden Hy-
pothesen aufgestellt und kasuistische Interpretationen präsentiert, damit ein Denken 
über das Gewohnte hinaus möglich wird.  

Die Erkenntnisse, welche sich aus der akribischen Aufarbeitung im Zuge der 
Fallanalyse ergeben haben, weisen auf einen dringenden Veränderungsbedarf in Hin-
blick auf die Verwahrung und den allgemeinen Umgang mit der Klientin hin. Die Aus-
einandersetzung mit für den Fall relevanter Literatur, weist zudem ganz allgemein auf 
die Erfordernis einer Reformierung hin: in Bezug auf den Umgang mit „Systemspren-
gerInnen“ und fehlende Einrichtungen für junge, „abnorme“ RechtsbrecherInnen.  
 
Schlagworte: Erwachsenenvertretung, Fallanalyse, Forensik, fehlende Maßnahmen, 
SystemsprengerIn, Behindertenrechtskonvention 

Abstract 

In this article, a case analysis is presented that deals with the situation of a client of 
adult legal representation. Due to the deprivation of liberty of a supervisor in a residen-
tial facility of child and youth welfare, the client has been in the forensic unit of a psy-
chiatric hospital for five years. On the basis of various available surveys, protocols, and 
documentation, which were prepared by professionals of different backgrounds, and 
two social diagnostic procedures – the network map and the biographical time bar 
– hypotheses are formulated, and casuistic interpretations are presented, so that think-
ing beyond the conventional is possible.  

The findings, which emerged from the meticulous processing in the course of 
the case analysis, point to an urgent need for change with regard to the custody and 
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the general handling of the client. The examination of literature relevant to the case 
also indicates the need for reform in general: with regard to the treatment of so-called 
system busters and the lack of facilities for young, deviant lawbreakers. 
 
Keywords: adult legal representation, case analysis, forensics, missing measures, 
system busters, convention on rights of persons with disabilities 
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1. Einleitung 

Welchen Wert messen wir als Gesellschaft Leben bei, das wir verwahren und einsper-
ren? Welchen Wert messen wir Menschen bei, die als Diagnosen und Paragraphen 
verhandelt werden? Was bedeutet Menschenrechtsorientierung in der Sozialen Arbeit 
im beruflichen Alltag? 

Die Auseinandersetzung mit diesen Fragen ist die Grundlage für die Untersu-
chung, deren zentrale Ergebnisse im folgenden Beitrag präsentiert werden. Im Zuge 
meiner ehrenamtlichen Tätigkeit bei einem Verein für Erwachsenenschutz wurde mir 
im Dezember 2019 die Vertretung der 23-jährigen Mathilde übergeben. Aufgrund von 
Freiheitsberaubung einer Wohnbetreuerin befindet sich die Klientin seit fünf Jahren in 
der forensischen Abteilung einer Psychiatrie. Seit mehr als einem Jahrzehnt besteht 
ihr soziales Netzwerk hauptsächlich aus professionellen HelferInnen. Aufgrund dessen 
ist ein umfangreiches Repertoire an Gutachten, Berichten und Dokumentation vorhan-
den.  

Bereits zu Beginn der Fallübernahme wurde deutlich, dass eine detaillierte Aus-
einandersetzung notwendig ist, um eine angemessene Vertretung der Klientin gewähr-
leisten zu können. Zusätzlich fanden zwei sozialdiagnostische Instrumente Anwen-
dung, zum einen der Biografische Zeitbalken (vgl. Pantuček 2019: 223f.) und zum an-
deren eine ego-zentrierte Netzwerkkarte (vgl. ebd.: 187f.), wodurch ein noch besserer 
Überblick über die Gesamtsituation ermöglicht werden konnte. Als Inspiration, einen 
Fall kasuistisch aufzuarbeiten, diente vor allem der Beitrag von Mojca Urek „Wie in der 
Sozialen Arbeit ein Fall gemacht wird. Die Konstruktion einer ,schlechten Mutter‘“ 
(2012). Darin rekonstruiert sie narrations-analytisch eine Fallgeschichte aus ihrer frü-
hen beruflichen Praxis, um sie retrospektiv einem neuen Verständnis zuzuführen. Die 
nachfolgende Analyse wird, orientiert an den „Sechs Schritten der helfenden Kommu-
nikation“ (2002) nach Brigitta Haye und Heiko Kleve, aufgeschlüsselt, damit eine struk-
turierte Distanzierung vom und Aufarbeitung des Falls möglich ist. 

2. Die Lebenssituation von Mathilde S. 

Die 23-Jährige Mathilde S. befindet sich seit März 2015 in der forensischen Abteilung 
einer Psychiatrie. Mathilde S. leidet laut den psychiatrischen Gutachten an einer emo-
tional-instabilen Persönlichkeit vom impulsiven Typ, einem Intelligenzdefizit und einer 
Störung der Impulskontrolle. Sie hielt ihre damalige Betreuerin in einer betreuten 
Wohngemeinschaft der Kinder- und Jugendhilfe widerrechtlich im Dienstzimmer für 
etwa eine Stunde gefangen und bedrohte sie mit einer Schere. Laut dem Gutachten 
hat sie die Tat in einem Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustand begangen, 
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womit das Vergehen der Freiheitsentziehung nach § 99 Abs 1 StGB zugerechnet wer-
den konnte. Seitdem das Urteil rechtskräftig ist, befindet sich Mathilde S. in der Anstalt 
für geistig abnorme RechtsbrecherInnen. 

Mathilde wurde bis Dezember 2019 von einem Rechtsanwalt vertreten, dieser 
wandte sich jedoch an den Verein für Erwachsenenschutz, um den Fall abzugeben. 
Aus diesem Grund obliegt seit Ende 2019 die Vertretung dem Verein und ich wurde 
als ehrenamtliche Erwachsenenvertreterin bestimmt. Außer meinen monatlichen Be-
suchen ist Mathilde S. umgeben von einer weiteren Sozialarbeiterin, PflegerInnen, 
zwei Psychiatern, je einer Psycho- und Ergotherapeutin sowie mehreren Sozialpäda-
gogInnen.  

Im Zuge unserer Kontakte und eines gemeinsam erstellten Biografischen Zeit-
balkens wurde deutlich, dass Beziehungsabbrüche innerhalb des familiären Kontexts 
seit der Geburt von Mathilde S. eine zentrale Rolle spielen. Die Eltern trennten sich, 
als sie wenige Wochen alt war. Bis zu ihrem elften Lebensjahr fanden Besuchskon-
takte mit ihrem Vater in einem zweiwöchentlichen Rhythmus statt. Aufgrund einer nicht 
bezahlten Zahnspangenrechnung, welche durch ihren Vater beglichen werden sollte, 
brach die Mutter den Kontakt zu ihm ab. Zusätzlich schildert Mathilde S. im Zuge der 
biografischen Analyse, dass vor allem der Beziehungsabbruch zu ihrem Vater, aber 
auch zu den darauffolgenden zwei Stiefvätern, von ihr als schmerzlich empfunden 
wurde.  

In den letzten Jahren hatte sie ausschließlich Kontakt zu ihrer Mutter, der ihren 
Angaben zufolge seit ihrer Unterbringung in der Psychiatrie gut verlaufe. Frau S. 
kommt alle zwei bis drei Wochen zu Besuch und die beiden telefonieren mehrmals 
wöchentlich. Seit Herbst 2019 wurde auch der Kontakt zum leiblichen Vater telefonisch 
hergestellt. Im Zuge der Netzwerkkartenerstellung gibt Mathilde S. an, dass sie die 
Telefonate mit ihrem Vater genießt und er ihr versprochen hat, dass er sie sobald als 
möglich besuchen kommt. Er möchte sie außerdem unterstützen eine neue Wohn-
möglichkeit außerhalb der Forensik zu finden, auch ihre Mutter äußert seit Jahren 
diese Art von Versprechen. Die Klientin hat aber Zweifel in Bezug auf den gewünsch-
ten Auszug. Ihrer Meinung nach zerstören die ÄrztInnen und PflegerInnen ihre Pläne 
immer wieder. Sie selbst würde am liebsten wieder bei ihrer Mutter wohnen.  

Mathilde S. wirkte im Zuge der bisher durchgeführten Termine meist stark be-
nommen. Sie kann sich nur schwer konzentrieren und ist schnell erschöpft. Diese Ge-
gebenheit lässt sich meiner Einschätzung nach auf die medikamentöse Einstellung 
zurückführen. Der Wunsch nach einer pharmakologischen Umstellung wird von der 
Klientin klar geäußert, da sie sich wieder besser konzentrieren können möchte und 
gerne wieder fitter wäre. Am liebsten verbringt sie die Zeit im Freien und die wöchent-
lichen Sportstunden bereiten ihr Freude.  
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Auffallend ist vor allem, dass ihr Hauptaugenmerk auf die Zeit bei ihrer Mutter gerichtet 
ist, alles neu erlebte verknüpft sie mit ihrer Kindheit. In Anbetracht ihrer Biographie 
erscheint dieses Verhalten naheliegend, da sie mit Beginn der Adoleszenz von Ein-
richtung zu Einrichtung geschoben wurde, wo sie sich ihren Angaben zufolge nirgends 
angenommen fühlte. Die momentane Endstation ihrer Umzüge ist die laufende Ver-
wahrung auf unbestimmte Zeit in der Forensik. Aufgrund der oben angeführten Tatsa-
chen kann vermutet werden, dass die Weiterentwicklung von Frau S. gehemmt wurde, 
weshalb sie oftmals in kindliche Verhaltensweisen fällt. 

3. Hilfesystemkontext  

Die Geschichte von Mathilde S. ist eng mit dem System der Hilfe selbst verknüpft, 
weshalb eine klare Trennung zwischen ihrer persönlichen Lebenssituation und der, die 
HelferInnen um sie herum konstruieren, nicht vorgenommen werden kann. Nachfol-
gend soll Mathildes Geschichte im System professioneller Hilfe skizziert werden. Im 
Zeitraum zwischen 2008 und 2014 wurde die Klientin mehrmals in einem städtischen 
Neurologischen Krankenhaus untergebracht, aufgrund von Impulsdurchbrüchen und 
der Beschädigung von Gegenständen sowie aggressiven Verhaltensweisen ihrer Mut-
ter gegenüber. Vonseiten der Schule wurden in diesem Zeitraum ebenfalls ähnliche 
Auffälligkeiten bekanntgegeben. Auf Grundlage von Erkenntnissen mittels Biografi-
schem Zeitbalken kann eine Verknüpfung zwischen diesen Problematiken und dem 
Kontaktabbruch mit ihrem Vater hergestellt werden. Möglicherweise stehen ihre impul-
siven Ausbrüche in Zusammenhang mit dem radikalen Beziehungsabbruch.  

Mathilde selbst schildert mir, ihre Mutter habe nie mit ihren Wutausbrüchen und 
ihrer Hyperaktivität umgehen können, zeitweise hätten jedoch die Stiefväter und der 
regelmäßige Kontakt zu ihrem leiblichen Vater beruhigend auf sie eingewirkt. Die 
Überlastung der Mutter lässt sich vermutlich durch eine fehlende zusätzliche Bezugs-
person von Mathilde S. ableiten. Im Jahr 2008 regte die Mutter zum ersten Mal eine 
Unterbringung ihrer Tochter in der Kinderpsychiatrie an. Weil sie sich nicht mehr in der 
Lage fühlte, sich allein um ihre Tochter zu kümmern, wurde Mathilde S. in einer Wohn-
gemeinschaft für beeinträchtigte Jugendliche untergebracht.  

Aufgrund von aggressiven Impulsdurchbrüchen den BetreuerInnen gegenüber, 
wurde eine Verlegung in ein Krisenzentrum durchgeführt und in weiterer Folge ein Ein-
zug in, laut den damals involvierten ExpertInnen, eine besser für Mathilde S. geeignete 
Wohngemeinschaft. Die damals 19-jährige Mathilde S. hatte nach etwa sechs Wochen 
erneut einen impulsiven Durchbruch. Sie hielt eine Betreuerin aus dem Verein im 
Dienstzimmer fest, indem sie ihr eine Schere im Gesicht-/Halsbereich entgegenhielt. 
Sie stand unter dem Einfluss eines die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustan-
des nach (StGB §11), welcher durch einen gerichtlich bestimmten Psychiater diagnos-
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tiziert wurde. Zusätzlich attestierte er eine emotional instabile Persönlichkeit vom im-
pulsiven Typ (ICD-10: F 60.3), ein Intelligenzdefizit (F 70.1), eine abnorme Gewohnheit 
und eine Störung der Impulskontrolle (F63.9). Mathilde S. wurde zu einer Unterbrin-
gung in einer Anstalt für geistig abnorme RechtsbrecherInnen nach § 21 Abs. 1 StGB 
verurteilt.  

Seit 2015 wurde überdies ein Jurist zum Erwachsenenvertreter (vormals: Sach-
walter) bestellt, der in diesem Zeitraum ausschließlich telefonisch Kontakt zu der jun-
gen Frau hielt. Mit der Übergabe des Falls an den Verein für Erwachsenenschutz än-
derte sich die Zuständigkeit. Die Betreuungstermine finden in einem vierwöchigen 
Rhythmus in Form von Besuchen in der Forensik statt. Zusätzlich besteht für die Kli-
entin auch die Möglichkeit, sich bei Bedarf telefonisch bei mir zu melden. Diese Mög-
lichkeit nimmt sie ein bis zwei Mal monatlich in Anspruch. Es erfolgten bereits erste 
Vernetzungen meinerseits mit den multiprofessionellen HelferInnen der Psychiatrie.  

Zusammenfassend konnte anhand des Biografischen Zeitbalkens festgestellt 
werden, dass Mathilde S. seit ihrem elften Lebensjahr von familiärer, schulischer und 
institutioneller Ebene als „untragbar“ behandelt wurde, weshalb eine Verweisung von 
Einrichtung zu Einrichtung stattfand. Damit fällt sie in das Schema einer Systemspren-
gerin. Diese Begrifflichkeit bezeichnet ein Hoch-Risiko-Klientel, welches sich in einer 
durch Brüche geprägten negativen Interaktionsspirale mit dem Hilfesystem, den Bil-
dungsinstitutionen und der Gesellschaft befindet und diese durch als schwierig wahr-
genommene Verhaltensweisen aktiv mitgestaltet (vgl. Baumann 2014). 

4. Probleme und Zuschreibungen  

Laut Haye und Kleve (2002) sind die Eruierung von Problemen und die Analyse der 
vorhandenen Ressourcen ein wesentlicher Bestandteil der helfenden Kommunikation. 
Von zentraler Bedeutung ist es auch, wer Norm und Devianz definiert, da diese Ein-
ordnungen auf keiner objektiven Sichtweise beruhen, sondern sozial konstruiert wer-
den. Für den beschriebenen Fall ist es wesentlich, festzulegen, was eine Abweichung 
von der Norm darstellt, um überhaupt Probleme definieren zu können. Bei dieser Ein-
teilung muss eine trennscharfe Unterscheidung zwischen der Einschätzung der Klien-
tInnen, den rechtlichen Rahmenbedingungen etc. durchgeführt werden. Dieser Punkt 
wurde akribisch mit der Klientin gemeinsam durchgearbeitet, da es andernfalls zu 
Missverständnissen kommen kann, welche die anschließende Fallbearbeitung negativ 
beeinflussen könnten. 

Die differenzierte Betrachtungsweise der Problemsicht spielt bei Mathilde S. 
eine bedeutende Rolle. Im Zuge der Aktenanalyse wurde deutlich, dass in Hinblick auf 
Mathilde S. in der Vergangenheit und Gegenwart vorrangig defizitorientiert gearbeitet 
wurde und immer noch wird. Laut den Angaben der Mutter von Frau S. war ihre Tochter 
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bereits als Kleinkind auffällig, sie habe seit dem vierten Lebensjahr starke Wutausbrü-
che. Sie lehnte sich gegen Regeln und Strukturen auf, außerdem litt sie unter Schlaf-
störungen. Von Seiten der Volksschule wurde angegeben, dass sie Lernschwierigkei-
ten habe und an Konzentrationsmangel leide. Im Jahr 2008 wurde erstmals ein psy-
chiatrisch diagnostisches Gutachten erstellt. Dieses spricht von einer Persönlichkeits-
entwicklungsstörung, eine Störung des Sozialverhaltens und der Emotionen, mit im-
mer wieder auftretenden schweren Verhaltensstörungen mit Neigung zu Impulsdurch-
brüchen. Im Gutachten ist die Rede davon, dass diese Impulsdurchbrüche zeitweise 
auch einen dissoziativen Charakter haben. Außerdem ist ein mentaler Entwicklungs-
rückstand in der Diagnose enthalten. Seit der Ausstellung des ersten psychiatrischen 
Gutachtens wird immer wieder ähnlich argumentiert: Frau S. habe eine instabile Per-
sönlichkeit mit histrionischen Zügen und eine erhebliche Impulskontrollstörung,1 au-
ßerdem weise sie ein Intelligenzdefizit auf.  

Interessant ist in diesem Zusammenhang vor allem, dass Mathilde S. bereits 
seit ihrem elften Lebensjahr therapeutisch behandelt wird und in zahlreichen Gutach-
ten ähnliche Diagnosen gestellt wurden, ohne eine Verbesserung ihres Zustandes zu 
verzeichnen. Auffallend ist auch, dass seit ihrer Verurteilung im Jahr 2015 und dem 
daraus resultierenden Einzug in die Forensik – trotz der, laut den involvierten Profes-
sionistInnen, bestmöglichen therapeutischen und pharmakologischen Betreuung –, 
auch aus dem letzten gültigen Schreiben der zuständigen Sozialarbeiterin und dem 
Oberarzt hervorgeht, dass nur eine minimale Verbesserung erzielt werden konnte.  

Zusätzlich hat mich beschäftigt, dass, so zeigen die Akten und die geführten 
Gespräche mit den seit Jahren betrauten ProfessionistInnen von Mathilde S., keine 
Berücksichtigung ihrer Ressourcen stattgefunden hat. Als Ressourcen führen die be-
teiligten ProfessionistInnen hauptsächlich Unterstützungsmaßnahmen durch die Psy-
chiatrie an. Meiner Vermutung nach hat die reine Defizitorientierung das persönliche 
Potenzial der Klientin untergraben, was möglicherweise einen zusätzlichen Beitrag zu 
ihrer prekären Situation geleistet hat. Aus diesem Grund soll im Zuge der zukünftigen 
Betreuung an einer Bewusstseinsbildung bei der Klientin in Bezug auf ihre Ressourcen 
gearbeitet werden, auch wenn es in diesem Kontext eine besondere Herausforderung 
darstellt. Ich sehe es außerdem als notwendig an, einen ressourcenorientierten Blick 
bei den relevanten Personen ihres Netzwerks zu initiieren.  

Aufgrund der schwierigen Lebenssituation von Mathilde S. seit mehr als einem 
Jahrzehnt und der Komplexität des Falls sollte mit analytischer Aufmerksamkeit gear-
beitet werden (vgl. Urek 2012: 215). Geschieht dies nicht, kann es statt einer Stärkung 
der Klientin zu einem Entzug der Macht und Kontrolle kommen, wie bei näherer Be-
trachtung des Fallverlaufs von Mathilde S. deutlich wird. Die Darstellung der Klientin 
als Problem von Kleinkind an, hat meiner Einschätzung nach zu einem Verlust von 
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Möglichkeiten geführt. Es kann davon ausgegangen werden, dass alternative Versio-
nen der Geschichte den Verlauf in eine andere Richtung gelenkt hätten (vgl. ebd.: 213). 
Nachfolgend versuche ich andere mögliche Fallverläufe durchzudenken.  

5. Mögliche andere Varianten des Fallverlauf 

Kausal-Hypothesen sind keine universell gültigen Erklärungen. Sie sollen Unterstüt-
zung bieten, über den Tellerrand hinauszudenken und so im besten Fall neue Mög-
lichkeiten der Problemlösung/Handlungsplanung zu erzielen. Durch die Hypothesen 
sollen diverse Informationen zum Fall in angemessener Art und Weise mit für den Fall 
relevanten Erklärungen verbunden werden. Die von Haye und Kleve (2002) angeführte 
Hypothesenbildung ist für die weitere Bearbeitung des Falls zentral. Ich habe drei Hy-
pothesen erstellt, welche einen möglichen alternativen Fallverlauf beinhalten: 
• Die Unterbringung in der Forensik ist ein Resultat nicht erkannter, individueller 

und komplexer Hilfsbedürftigkeit der Klientin. 
• Es ist Mathilde S. nicht möglich, aus dem bestehenden Versorgungssystem zu 

profitieren. Ihre mittlerweile fünf Jahre andauernde „Verwahrung“ in der Forensik 
stellt eine nicht ihren Bedürfnissen entsprechende Lösung der Unterbringung dar. 

• Ein Wohnplatz mit einer 1:1 Betreuung (wie es in einem der Gutachten durch eine 
Psychiaterin vorgeschlagen wurde), könnte sich positiv auf die Entwicklung Mat-
hildes auswirken.  

Das intensive Studium der Akten von Frau S. zeigte, dass sich die gestellten Diagno-
sen ähneln und dass alle Beteiligten vom „devianten“ Verhalten von Frau S. überfor-
dert sind. Ein ständiger Wechsel ihrer Unterbringung und demzufolge ihrer Bezugs-
personen ist ein wesentlicher Bestandteil ihrer Biografie – bis zu ihrer Deliktsetzung, 
woraufhin die Verlegung in eine Anstalt für geistig abnorme RechtsbrecherInnen er-
folgte.  

Mathilde S. kann als sogenannte Systemsprengerin betrachtet werden. Aus die-
sem Grund braucht sie adäquate Unterstützungsmaßnahmen, welche ihr tatsächlich 
behilflich sind, um ein Leben außerhalb einer forensischen Abteilung zu führen. Nach 
Matthias Rosemann und Michael Konrad (2017: 280), sind geschlossene Unterbrin-
gungen von SystemsprengerInnen oftmals „Resultate von Überforderung einzelner 
Einrichtungen oder Dienste“. Aus Sicht der Autoren sollten die einzelnen AkteurInnen 
gemeinsam Verantwortung tragen. Das Hauptaugenmerk sollte nicht auf die Zustän-
digkeiten gerichtet werden, wesentlich sei es, dem individuellen Unterstützungsbedarf 
eine zentrale Bedeutung beizumessen. Laut Karsten Giertz und Thomas Gervink 
(2017: 110) fallen SystemsprengerInnen  

„neben Schwierigkeiten[,] sich in Gruppen einzuordnen, insbesondere durch Ver-
haltensweisen wie Impulsivität, Unfähigkeit zur Selbststeuerung, unzuverlässige 
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Medikamenteneinnahme, Ablehnung der Medikamente, geringe Krankheitsein-
sicht, unkooperatives oder manipulatives Verhalten auf.“  

Im Besonderen stellen impulsive, nicht krankheitseinsichtige PatientInnen eine Her-
ausforderung für professionelle HelferInnen dar, woraus stationäre Einweisungen, 
häufiger Einrichtungswechsel oder Unterbringung in geschlossene Psychiatrien resul-
tieren können.  

In Bezug auf Mathilde S. ist das Gutachten einer Psychiatrie, welches auch eine 
Rolle im Zuge der Verurteilung spielte, aufschlussreich: Die zuständige Sachverstän-
dige führt zu Beginn des Gutachtens an, dass eine Verurteilung nach § 21 Abs 1 StGB2 
aufgrund der Impulsdurchbrüche von Mathilde S. im Rahmen ihrer Persönlichkeitsstö-
rung vom impulsiven Typ notwendig sei, da sie jederzeit Grenzen überschreiten 
könnte. Laut Gutachten ist eine tatsächliche Hemmschwelle nicht mehr gegeben und 
daher besteht die Wahrscheinlichkeit neuerlicher Tathandlungen (gefährliche Drohun-
gen auch mit dem Tod, Körperverletzung). Aufgrund ihrer Einschätzung empfiehlt die 
Sachverständige prinzipiell eine Maßnahme nach §21 Abs 1 StGB.  

Die Gutachterin führt jedoch an, dass eine Unterbringung gemäß §21 Abs 1 
StGB gerade bei jungen Erwachsenen, wie Frau Mathilde S., nicht unproblematisch 
sein kann. Die Psychiaterin spricht sich demzufolge für eine Substituierung im Rahmen 
einer therapeutisch, pädagogischen Wohnform mit 1:1 Betreuung aus. Dieser zentrale 
Hinweis findet im weiteren Fallverlauf keinerlei Beachtung mehr. Meiner Einschätzung 
nach, wurde eine unangemessene Unterbringung der Klientin veranlasst. Die Folgen 
einer solchen, meiner Ansicht nach falschen Unterbringung hebt auch die Volksan-
waltschaft in dem nachfolgenden Zitat hervor: 

„Der Entzug der persönlichen Freiheit, der so lange währt, wie das Gericht eine 
Gefährlichkeit ortet, die von dem Angehaltenen ausgeht, ist bereits für einen er-
wachsenen Menschen eine erhebliche psychische Belastung. Einem jungen 
Menschen nimmt eine derartige Entscheidung jede Perspektive.“ (Volksanwalt-
schaft 2017: 94)  

Bei Mathilde S. ist genau die von der Volksanwaltschaft beschriebene Problematik 
durch die Unterbringung in der Forensik eingetreten: Mathilde S. wurde jegliche Per-
spektive genommen. Zusätzlich konnte und kann ihr dort, meiner Einschätzung nach, 
keine angemessene Betreuung geboten werden, welche ein Mensch in der Adoles-
zenz benötigt. Das aus meiner Sicht unangemessene Setting trägt dazu bei, dass sie 
ohne deutliche Besserung ihres Zustandes seit fünf Jahren dort verweilt – ohne Aus-
sicht auf eine Veränderung zu ihren Gunsten.  

Die Unterbringung in forensischen Abteilungen an psychiatrischen Kliniken hat 
sich laut der Volksanwaltschaft (2017) bislang als problematisch erwiesen, weil die 
jungen Menschen dort vielfach nicht ihren Bedürfnissen entsprechend sozialtherapeu-
tisch versorgt werden. Weder können sie dort ihre Schulausbildung komplettieren noch 
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eine Berufsausbildung absolvieren, Kontakte pflegen oder ihren Hobbys nachkom-
men. Vielfach werden sie auch mit den Erwachsenen gemeinsam untergebracht (vgl. 
ebd.: 94). Hinzu kommt der drückende Mangel an Kinder- und JugendpsychiaterInnen, 
deren fachliche Kompetenz bei der Begutachtung und Behandlung psychisch kranker 
Straffälliger besonders fehlt. Oft fehlt es auch an adäquaten Nachbetreuungseinrich-
tungen (vgl. ebd.: 95). Vielfach haben Jugendliche jahrelang in Heimen gelebt und sind 
dort straffällig geworden. Die Heimleitung will sie nicht wiedernehmen. Ohne betreuten 
Wohnplatz geben GutachterInnen in der Regel keine Entlassungsempfehlung ab, 
wodurch die Gerichte keine bedingte Entlassung aussprechen. De facto werden damit 
Jugendliche länger angehalten, als es das Gesetz vorsieht. Die angeführte Problema-
tik zeigt sich auch im Fallverlauf von Mathilde S. Diesbezüglich bedarf es einer Refor-
mierung im Umgang mit jungen Menschen im Maßnahmenvollzug. Dringend sollten 
für diese Gruppe adäquate Alternativen entwickelt und zur Verfügung gestellt werden.  

Eine flexible und angebotsübergreifende Gestaltung der Betreuung kann vor al-
lem eskalierenden Situationen entgegenwirken (vgl. Freyberger/Ulrich/Dudeck/ 
Barnow/Kleinwort/Steinhart 2004). Ein flexibler Personalschlüssel oder eine zeitweise 
Übernahme durch andere MitarbeiterInnen der jeweiligen KlientInnen können eine 
adäquate Lösung darstellen. Die Implementierung von regelmäßigen Deeskalations-
schulungen und Antiaggressionstrainings für MitarbeiterInnen sollte zusätzlich einen 
besseren Umgang mit den jeweiligen KlientInnen ermöglichen. Meiner Auffassung 
nach hätte ein professioneller angemessener Umgang mit Mathilde S. bereits im Set-
ting der Wohngemeinschaften zu einer positiveren Entwicklung geführt und es wäre 
möglicherweise nicht zu einer Verurteilung nach § 21 Abs. 1 StGB gekommen. Drin-
gend sollten jedenfalls Nachsorgeeinrichtungen für Jugendliche und junge Erwach-
sene ausgebaut werden, wie auch die Volksanwaltschaft fordert.  

Während eines Gesprächs mit dem zuständigen Oberarzt, in dem ich meine 
Bedenken in Bezug auf die Unterbringung der Klientin äußerte und nach alternativen 
Möglichkeiten fragte, pflichtete er mir bei, dass diese Art der Unterbringung für eine 
junge Erwachsene nicht optimal sei. Derzeit gebe es nur keine besser geeigneten Al-
ternativen für diese Patientin. Er führte ein paar Einrichtungen an, welche jedoch sei-
nen Angaben zufolge eine gewisse Selbständigkeit voraussetzen. Aufgrund des infan-
tilen Verhaltens der Klientin und ihren wiederkehrenden Trotzanfällen, die in einem 
falschen Setting auch zu Fremd- und Selbstgefährdung führen können, sei die Unter-
bringung in diesen Maßnahmen derzeit undenkbar. Es werde aber gemeinsam mit der 
Klientin auf einen Wechsel in eine für sie adäquate Maßnahme hingearbeitet. Dass 
das momentane Setting in der Forensik nicht optimal ist, um die gesetzten Ziele zu 
erreichen, steht für ihn außer Frage. Trotzdem ist der Oberarzt von der hohen Qualität 
der verschiedenen therapeutischen und sozialpädagogischen Maßnahmen überzeugt.  

Auch ich stelle die Kompetenzen der professionellen HelferInnen der Forensik 
nicht in Frage. Doch ist dieser Hinweis für mich fehl am Platz, da es eindeutig nicht die 
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Unterbringung ist, welche der jungen Frau seit fünf Jahren zusteht. Meiner Ansicht 
nach liegt diesbezüglich ein klarer Verstoß gegen diverse Artikel der UN-
Behindertenrechtskonvention vor: Beispielsweise gegen Artikel 3, welcher unter ande-
rem die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Inklusion in die Gesell-
schaft beinhaltet; weiters Artikel 14 zur Freiheit und Sicherheit der Person, Punkt 2:  

„Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen 
aufgrund eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigt mit an-
deren Anspruch auf die in den internationalen Menschenrechtsnormen vorgese-
henen Garantien haben und im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen dieses 
Übereinkommens behandelt werden, einschließlich durch die Bereitstellung an-
gemessener Vorkehrungen.“ (Sozialministeriumsservice 2016) 

Im Zuge der intensiven Auseinandersetzung mit dem Fall Mathilde S. wurde meine 
Vermutung bestätigt, dass mein Auftrag, neben der medizinischen und finanziellen 
Vertretung ihrer Angelegenheiten, auch die Forcierung einer für Frau S. adäquaten 
Maßnahme beinhaltet.  

6. Resümee  

Für den Umgang mit dem beschriebenen Fall erscheint mir die Reflexion meiner eige-
nen Empfindungen, Handlungen und Entwicklungen, die sich im Verlauf ergeben ha-
ben, als fundamental. Im Zuge der Auseinandersetzung mit der Klientin, den Akten 
und fachspezifischer Literatur, wurde für mich die Relevanz für eine Auseinanderset-
zung mit zwei Thematiken besonders deutlich: Zum einen das Hinterfragen der ge-
troffenen Maßnahmen, welche durch die Verurteilung vonstattengingen. Zum anderen, 
welche möglichen Alternativen es diesbezüglich gibt und wie eine neue Perspektive 
für die Klientin aussehen und in weiterer Folge geschaffen werden kann.  

Durch die intensive Reflexion des Falls im Team, die Rückbesprechungen mit 
meiner Teamleiterin und das Zerlegen des Falls im Seminar „Case Studies“ mit meinen 
StudienkollegInnen und Herrn Dr. Gratz, der sich lange Zeit mit der Thematik des Maß-
nahmenvollzugs beschäftigt hat, konnte ich eine sinnvolle Herangehensweise entwi-
ckeln. Diese umfasst die Vernetzung mit der zuständigen Sozialarbeiterin (Austausch 
aufrecht), Gespräche mit dem Oberarzt (Austausch aufrecht), die Vernetzung mit der 
zuständigen Psychologin (Kontaktaufnahme nach Corona-Krise) und eine Recherche 
möglicher UdU- Einrichtungen.3 

In Hinblick auf die angestrebte Veränderung der Unterbringung haben bereits 
erste Vorkehrungen stattgefunden. Die zuständige Sozialarbeiterin teilt die Einschät-
zungen des Oberarztes hinsichtlich Mathilde S.: Von dieser gehe keine Gefährdung 
aus, jedoch sei sie „infantil“ und unselbstständig, weshalb die derzeitige Unterbringung 
angemessen sei. Die Sozialarbeiterin begründet die Unterbringung mit fehlenden ge-
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eigneteren Maßnahmen, und dass der einzige Platz für sie sonst in einem Pensionis-
tInnenheim sei. Bedeutsam erscheint mir in diesem Zusammenhang, dass bei Frau S. 
keine falschen Hoffnungen in Bezug auf eine neue Maßnahme geweckt werden. Sie 
soll alle Informationen ohne Schönfärberei erhalten – jedoch an ihren Zustand und den 
starken Einfluss von Psychopharmaka angepasst. Zusätzlich sollte auch eine mögliche 
Veränderung in Bezug auf die medikamentöse Einstellung angeregt werden.  

Eine Reformierung des Maßnahmenvollzug für Jugendliche und junge Erwach-
sene in Österreich sollte besser heute als morgen vonstattengehen, um weitere Fall-
verläufe wie den von Mathilde S. zu verhindern und um auch ihr eine adäquate Lösung 
anbieten zu können.  

Verweise 
1 „Die histrionische Persönlichkeitsstörung ist durch ein durchdringendes Muster der übermäßigen Emo-
tionalität geprägt. Patienten mit histrionischer Persönlichkeitsstörung setzen ihre äußere Erscheinung 
in einer unangemessenen verführerischen oder provozierenden Art ein, um die Aufmerksamkeit der 
anderen zu gewinnen. Es fehlt ihnen ein Gefühl der Selbstbestimmung und sie sind sehr beeinflussbar, 
oft unterwürfig, um die Aufmerksamkeit der anderen zu erhalten.“ (Skodol 2018)  
2 Dieser Paragraph regelt die Unterbringung von geistig abnormen Rechtsbrecher*innen. 
3 Der Umgang mit Freiheit und die Erprobung der eigenständigen Lebensführung sind die zentralen 
Anliegen einer genehmigten Unterbrechung der Unterbringung (vgl. BMJ 2005: 10–11). 
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